
Der Grazer Gemeinderat setzte am 13.11.auf Antrag 
der KPÖ ein Zeichen der Solidarität mit den  Be-
schäftigten von Post und Telekom. Einstimmig er-
suchte er Regierung und Parlament, den Beschäf-
tigungsabbau und die Postamtsschließungen zu 
stoppen. In Graz darf kein einziges Postamt ge-
schlossen werden. Der Beschluss über die Verle-
gung der Fernmeldeschule nach Wien muss aufge-
hoben werden.

Aus der Sitzung des Grazer Gemeinderates vom 13. November 2008

Ein Zeichen der Solidarität
Gegen Kahlschlag bei der Post!

fred Eber begrüßte es als 
Antragssteller, dass der 
Gemeinderat ein deutli-
ches Signal setzen konnte: 
„Schließlich geht es auch 
um zahlreiche Arbeitsplät-
ze, die in unserer Stadt ver-
nichtet werden sollen. Die 
Post AG zahlte in den letz-
ten drei Jahren 278 Milli-
onen Euro an Dividenden,  
bei der Telekom waren es 
im gleichen Zeitraum gar 
939 Millionen.Die Einspa-
rungsmaßnahmen dienen 
also nicht der Sanierung, 
sondern der Erzielung von 
zusätzlichem Profi t.
Es geht uns um die betrof-
fenen Beschäftigten eben-
so wie um die Bevölkerung, 
die von den geplanten Maß-
nahmen auch betroffen ist. 
Der Stadt Graz kann es 
nicht egal sein, wenn viel-
leicht hunderte Mitarbeiter 
auf der Straße stehen. Da-
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  Damit Sie draußen wissen, was drinnen vorgeht!

Wohnungsstadträtin 
Elke Kahr - KPÖ, 
Tel. 0316 / 872 21 51, 
Rathaus Graz

Grünes Licht für Wohnhaussanierung
Grünes Licht für die umfassende Sanierung von städti-

schen Wohnhäusern. Der Gemeinderat genehmigte die 

Aufnahme von Wohnbaukrediten des Landes für  Schön-

augürtel 62 (Jakomini) und Ghegagasse 29a..(Lend). 

Stadträtin Elke Kahr: „Das gibt uns die Möglichkeit, un-

sere Sanierungsoffensive bei den Gemeindewohnungen 

fortzusetzen. Unsere Mieterinnen und Mieter haben ein 

Recht auf schöne und zeitgemäße Wohnungen“.

 Rat und Hilfe

Mit Mehrheit wurde auch 
– gegen die Stimmen der 
ÖVP-  die Forderung be-
schlossen,  die Liberalisie-
rungsrichtlinien der EU, die 
den Post- und Telekombe-
reich in Österreich betref-
fen, vorderhand nicht um-
zusetzen.

Die schwarz-grüne Mehr-
heit lehnte  aber die Forde-
rung ab, die Teilprivatisie-
rung von Post und Telekom 
rückgängig zu machen. In 
diesem Punkt stimmten 
SPÖ, FPÖ und BZÖ für den 
KPÖ-Antrag.
KPÖ-Gemeinderat Man-

durch sinkt die Kaufkraft 
in der Stadt, die Sozialtöp-
fe werden verstärkt in An-
spruch genommen, die Be-
völkerung muss längere 
Wege in Kauf nehmen, was 
für viele zusätzliche Belas-
tungen bedeutet und auch 
für die Umwelt negative 
Konsequenzen hat.“

KPÖ-Gemeinderat 
Manfred Eber 
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Gaspreis: Für amtliche Preisregelung

Theater im Gemeinderat. Im Oktober ha-
ben Grüne und ÖVP einen Antrag der 

KPÖ gegen die Gaspreiserhöhung niederge-
stimmt. Jetzt forderten sie den Gaspreisbo-
nus für alle Steirer,
KPÖ-Gemeinderat Mag. Andreas Fabisch: „Das 
Bonus-System ist unüberschaubar. Wir sind 
für eine Senkung des Gaspreises und für eine 
amtliche Preisregelung bei Energie.“
Auf die Grazer Bevölkerung kommt eine neue 

Belastung zu.  Die Energie Graz kündigt für 2009 schon wieder 
eine Strompreiserhöhung an. Fabisch: „Auch das ist eine Folge 
des Teilverkaufs“.

Volksschule Leopoldinum

Der Vertrag der Stadt Graz mit den Barm-
herzigen Schwestern bezüglich des 

Standortes der Volksschule Leopoldinum in 
der alten Poststraße 106 soll im Jahr 2013 
ablaufen.  Mag.a Ulrike Taberhofer forderte im 
Gemeinderat  eine Klärung des Sachverhal-
tes: „Ich halte es für dringend erforderlich, 
diese Volksschule über 2013 hinaus weiter-
zuführen, denn aus meiner Sicht wäre eine 
Nichterneuerung des Vertrages kontrapro-
duktiv, da der Anteil der Kinder in unserer 
Stadt im Steigen begriffen ist und bis 2013 sogar 40 Mill. Euro 
an Investitionen für Schulaus- und –neubau angedacht sind. 

Steinwüste  
Messevorplatz

KPÖ-Gemeinderat Christian Sikora griff ei-
ne Anregung der Jakomini-Bezirksrätin 

Edeltrud Ulbl-Taschner auf und forderte eine 
attraktive und einladende Platzgestaltung 
vor der neuen Messe- Halle. Derzeit ist dort 
nämlich eine Steinwüste.
Sikora: „Die Lage bietet sich hervorragend 
zur künstlerischen Gestaltung mit mehr 
Grün durch schattenspendende Bäume, mit 
innovativen Sitzgelegenheiten und mit ei-

nem zentralen Blickfang mittels eines Brunnens. Der Platz vor 
der neuen Messehalle soll auch dann zum Verweilen einladen, 
wenn nicht gerade Messezeiten sind.“
Diese Initiative wurde  im Gemeinderat von allen Parteien un-
terstützt.

Förderung für Elektromopeds
Bis zu 300 Euro bekommt man in Ober- und 
Niederösterreich, Salzburg, Wien und Klagen-
furt als Förderung, wenn man ein Elektromo-
ped kauft.
Die Fahrzeuge kosten im Betrieb nur einen 
Bruchteil eines Mopeds mit Benzinmotor und 
haben den Vorteil, keinen Lärm zu erzeugen. 
In Graz gibt es eine derartige Förderung noch 
nicht. 
Gemeinderätin Gertrude Schloffer: „Die  Stadt soll 

die Möglichkeit einer Förderung beim Ankauf eines Elektromo-
peds prüfen wie dies bereits in anderen Bundesländern prakti-
ziert wird.“

GVB-Zweistundenkarte
Gemeinderat Mag. Andreas Fabisch tritt für die Umwandlung 
der jetzigen Stundenkarte des Verkehrsverbundes für 
die Kernzone Graz in eine Zweistundenkarte bei gleich-
bleibendem Preis ein. Die Stundenkarte, die  meist dazu 
dient, kurze Einkäufe oder sonstige Erledigungen in der 
Innenstadt zu vollziehen, gewinnt bei einer Verlängerung 
der Geltungsdauer um 60 Minuten an Attraktivität und 
befreit die Kunden der GVB von der Sorge, unfreiwillig 
zum Schwarzfahrer zu werden. Diese Lösung wäre für al-
le Beteiligten von Vorteil: Für die BenützerInnen, die GVB 
sowie die Innenstadtkaufleute und Gewerbetreibende.

Ausverkauf geht weiter
Es gibt noch ein Immobilienpaket, um 
das Budget kurzfristig zu sanieren. Dies-
mal will man knapp 20 Millionen Euro 
hereinbringen – durch den Verkauf des 
Orpheum, des Frauenhauses, von Werk-
stätten der Stadt. 
Auch das Arche Noah-Grundstück wird 
verscherbelt.
Dazu kommen das Hilmteichschlössl, 
der Campingplatz beim Straßganger 

Bad, noch nicht verkaufte Teilflächen des Volksgartens 
oder Metahofparks, mehrere Spielplätze und auch das 
Männerwohnheim der Stadt.
Klubobfrau Ina Bergmann: „Die KPÖ lehnt dieses Paket ab. Es 
verlagert nämlich nur die Schulden der Stadt in eine eige-
ne Gesellschaft. Dafür muss die Stadt immer mehr Miete 
zahlen, weil die Objekte zurückgemietet werden.“


